
Erhalt der Traditionsschifffahrt: 
Die Politik muss navigieren!

„Zukunft der Traditionsschifffahrt gesichert“1 
verkündete am 28. Juni 2013 das Bundesver-
kehrsministerium nach jahrelangen Auseinan-
dersetzungen und sorgte damit für Erleichte-
rung entlang der Küste. 
Der zweijährige Bestandsschutz verschaffte 
den meisten Schiffen eine Atempause. Im 
Spätherbst verfestigte der Koalitionsvertrag 
zwischen CDU/CSU und SPD die Hoffnungen, 
dass die Flotte eine Zukunft hat: „Für den Erhalt 
der Traditionsschifffahrt werden wir dauerhafte 
Regelungen erarbeiten.“2

Derzeit ist die Dienststelle Schiffssicherheit der 
BG Verkehr mit der Neufassung der Richtlinie 
beauftragt. Jedoch sind nach unserem Kennt-
nisstand zentrale politische Richtungsentschei-
dungen, die der Behörde als Grundlage für die 
Neuerarbeitung der Richtlinie dienen müssen, 
nicht verhandelt und beschlossen worden.

Wir brauchen eine politische und demokrati-
sche Intervention zum Erhalt des Kulturguts 
zivilgesellschaftlich betriebener Traditionsschif-
fe. Ohne eindeutige Vorgaben und behördli-
che Zuständigkeitsklärung werden auch die 
aktuellen Neuverhandlungen für eine vielfältige 
Traditionsschifffahrt, wie sie in Deutschland 
noch existiert, das Aus bedeuten!

Das Beispiel Lovis: 
Ein Modellprojekt mit Zukunftsängsten

Die Lovis wurde vor 15 Jahren von jungen Men-
schen in ehrenamtlicher Arbeit aus einem über 
100 Jahre alten Rumpf aufgebaut – speziell für 
Fahrten mit Jugendgruppen. Seitdem sind wir 
über 60.000 Seemeilen unterwegs gewesen 
und arbeiten infolge unserer Bildungsarbeit mit 
Schulen, Freiwilligendiensten, Universitäten, 
vielen weiteren Organisationen und Einrich-
tungen zusammen, was die gesellschaftliche 
Vernetzung der Traditionsschifffahrt stärkt. Wir 
machen traditionelle Seefahrt erfahrbar, halten 
ihre Handwerks- und Kulturtechniken leben-
dig und verbinden so einen wichtigen Teil der 

Schifffahrtsgeschichte mit aktuellen Themen. Beim Segeln mit 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen bieten wir einen Frei-
raum, in dem Ideen entwickelt und umgesetzt werden, in dem 
Menschen sich zu ökologischen und sozialen Fragen positionie-
ren und motiviert werden, sich gesellschaftlich zu engagieren.
Seit 2013 fürchten wir um unsere Existenz. Ende Juni 2015 
wird unsere Betriebserlaubnis erneut auslaufen. Um unsere 
Arbeit zum Erhalt und Betrieb des Schiffes in der von unseren 
Partnern geschätzten Qualität leisten zu können, benötigen wir 
einen Vorlauf von eineinhalb Jahren. Bereits jetzt haben wir 
zum wiederholten Mal keine Planungssicherheit mehr.

(IV�/SRƚ�MOX�YQ�HMI�8VEHMXMSRWWGLMJJJELVX��
-Q�/IVR�OIMRI�*VEKI�HIV�7MGLIVLIMX�

Sowohl Schiffsbetreiber_innen als auch staatliche Stellen haben 
ein Interesse an höchstmöglicher Sicherheit an Bord der Schiffe. 
Die Politik hat vor mehr als 20 Jahren entschieden, für den 
Erhalt der Traditionsschiffe keine staatlichen Einrichtungen 
vorzusehen, sondern diese Aufgabe in die Verantwortung der 
Zivilgesellschaft zu legen. Daraus folgt, dass Aspekte des Erhalts 
der Schiffe in Fahrt mit ehrenamtlichen Betriebsstrukturen und 
mit Sicherheitsaspekten sachlich fundiert in Einklang gebracht 
werden müssen.
An die Erfordernisse von Traditionsschiffen angepasste Sicher-
heitsregelungen außerhalb der Berufsschifffahrt sind bewährt 
und aus zwei Gründen notwendig: 
1. Zahlreiche heutige Traditionsschiffe können aufgrund ihrer 

historischen Substanz oder ihres Schiffstyps nicht die Stan-
dards von Schiffsneubauten erreichen und benötigen ange-
passte Regelungen, um ihren Bestand zu sichern. 

2. Da die meisten Schiffe ehrenamtlich betrieben und gefahren 
werden, wird die Fahrbefähigung auf eigens dafür geschaf-
JIRIR�%YWFMPHYRKW[IKIR�YRH�RMGLX�HYVGL�IMRI�FIVYƚ�MGLI�
Ausbildung erlangt. Der bisher 
erfolgreich beschrittene Weg 
des ehrenamtlichen Betriebs 
von Schiffen wäre verbaut, 
wenn Kapitänspatente 
der Berufsschifffahrt 
zur Vorausset-
zung für den 
Schiffsbetrieb 
würden.



(IV�+VYRHOSRƚ�MOX�MR�HIV�%YWIMRERHIVWIX^YRK�PMIKX�
darin, dass nicht eindeutig geregelt ist, welches 
Schiff als „Traditionsschiff“ gelten kann. Der Gesetz-
geber hatte die Kategorie „Traditionsschiff“ bewusst 
unbestimmt gelassen, um der großen Heterogeni-
tät der bereits existierenden Traditionsschiffe mit 
vielfältigen baulichen Zuständen, Betriebsformen 
und inhaltlichen Nutzungen gerecht zu werden. 
Während die Sicherheitsrichtlinie seit 14 Jahren 
gleich geblieben ist, wendet die Dienststelle Schiffs-
sicherheit der BG Verkehr seit ca. sechs Jahren 
eine enge und teilweise für die Betroffenen nicht 
REGLZSPP^MILFEVI�(Iƙ�RMXMSR�HIV�/EXIKSVMI�ŢLMWXS�
risches Wasserfahrzeug“ an. Die gesetzlich veran-
kerte Nutzungsmöglichkeit der Schiffe für soziale 
Zwecke wird zunehmend auf bloße „maritime 
8VEHMXMSRWTƚ�IKIŠ�ZIVIRKX��>YQ�ŢMHIIPPIR�&IXVMIFŠ�
reicht nicht die Gemeinnützigkeitsbestätigung 
durch ein Finanzamt, sondern sind umfangreiche 
Nachweise auf unklarer Basis erforderlich. Die 
Behörde sieht ihr Vorgehen durch Urteile des VG 
und OVG Hamburg bestätigt. Woher die BG Verkehr 
die ursächliche Motivation für ihre zunehmend 
restriktive und oft intransparente Prüfung nimmt, 
ist ungeklärt. Die langjährige Verwaltungspraxis hat 
zu einem massiven Vertrauensverlust geführt und 
bietet eine schwierige Basis für die Ausarbeitung 
der neuen Richtlinie.
Gleichzeitig ist eine Nachjustierung der deutschen 
Rechtslage dringend erforderlich, da sie nicht mit 
der EU-Regelung der Fahrgastschifffahrt harmo-
niert. Zentral ist dabei die Frage, ob Mitreisende auf 
Traditionsschiffen durch ihre aktive Einbeziehung 
in den Schiffsbetrieb zur Crew zählen oder wegen 
MLVIW�ƙ�RER^MIPPIR�&IMXVEKW�^YQ�7GLMJJWYRXIVLEPX�EPW�
klassische Fahrgäste gewertet werden sollen. Ohne 
solche Fahrtkostenbeiträge wäre der zwar ideellen 
Zwecken dienende, aber trotzdem teure Betrieb 
der Schiffe in Zukunft unmöglich. Zukunftsweisend 
wäre die Überlegung, eine eigene Regelung für ge-
meinnützige Schifffahrt zu entwickeln. Deutschland 
kann festlegen, welche Schiffe außerhalb der Be-
VYJWWGLMJJJELVX�YRH�QMX�[IPGLIR�%Yƚ�EKIR�IVLEPXIR�
werden sollen. Diese Festlegung ist eine politische 
Richtungsentscheidung und keine verwaltungs-
technische Frage.
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Die Politik hat es weitestgehend der Verwaltung über-
lassen, einen konstruktiven Umgang mit der komplexen 
7MXYEXMSR�^Y�ƙ�RHIR��(EW�MWX�FMWPERK�RMGLX�KIPYRKIR��7IMX�
fast einem Jahrzehnt klagen Eigner_innen und Betreiber_
innen von Traditionsschiffen über fehlende Wertschät-
zung und Planungssicherheit für ihre Arbeit. Viele haben 
zermürbt aufgegeben, ihr Schiff ins Ausland verkauft oder 
verschrottet. Die Zahl der Traditionsschiffe unter deut-
scher Flagge ist nach Erkenntnis der GSHW ausgehend 
von einem Bestand von ca. 150 Fahrzeugen im Jahr 2000 
um ein Drittel bis 2011 gesunken.3 Investitionen in Schiffe 
unterbleiben, weil niemand weiß, worauf es künftig beim 
Betrieb ankommt. Die verbandliche Vertretung leidet 
unter Mitgliederschwund und mangelnder Perspektive. 
Es handelt sich nicht nur um den Verlust von Schiffen, die 
derzeit noch das Aussehen von Häfen und Küstenstrichen 
prägen. Verloren gehen auch soziale Netzwerke und Initi-
EXMZIR��HMI�WMGL�QMX�HIQ�&IXVMIF�HIV�7GLMJJI�MHIRXMƙ�^MIVIR��
Verloren gehen Angebote der Sozialarbeit, handwerkliche 
Traditionen beim Erhalt der Schiffe, Möglichkeiten des 
Teamtrainings, maritim historische, ökologische oder 
gesellschaftliche Inhalte und vieles mehr. Soziale oder 
vergleichbare Zwecke sind sowohl in der ersten Sicher-
heitsrichtlinie für Traditionsschiffe aus dem Jahr 1991 
als auch in der derzeit gültigen Fassung ausdrücklich als 
gewollt erwähnt.4
Warum sollte diese Zielsetzung heute nicht mehr gelten? 
Zumindest ist es aus demokratischer und rechtsstaatli-
cher Sicht fragwürdig, wenn über den Umweg einer seit 
Jahren schwelenden Sicherheitsfrage auf Verwaltungs-
ebene über die Daseinsberechtigung jahrelangen zivilge-
sellschaftlichen Engagements oder von Bildungsinhalten 
an Bord von Traditionsschiffen entschieden wird.

0¹WYRKW[IKI��
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Ist Traditionsschifffahrt gewollt, braucht sie auch ausrei-
chende Perspektiven einer stetigen Weiterentwicklung. 
Entscheidend dafür ist, dass Traditionsschifffahrt mit 
aktuellen gesellschaftlichen Zwecken in Verbindung ge-
bracht und so immer neu mit Leben gefüllt werden kann.



2SX[IRHMK�MWX�NIX^X�
ť� 4SPMXMWGLI�+VYRHWEX^IRXWGLIMHYRK� Eine klare Vorgabe der Po-

litik, für welche gesellschaftlichen und kulturpolitischen Zwecke 
die Traditionsschiffe erhalten werden sollen.

ť� )VLEPX�ZSR�/YPXYVK¿XIVR� Neben dem materiellen Erhalt der 
Schiffe gilt es gleichberechtigt den immateriellen Wert als 
maritimes Kulturgut (Erfahrung traditioneller Navigations- und 
Handwerkstechniken, Einbeziehung erlebnis- und museums-
pädagogischer Aspekte, etc.) zu sichern. 

ť� :IVP§WWPMGLOIMX�WXEEXPMGLIR�,ERHIPRW� Die getroffene Entschei-
dung darf weder schleichend ausgehöhlt werden, noch beispiels-
weise mit jeder Verlängerung der Betriebserlaubnis komplett 
in Frage gestellt werden. Wie etwa beim Denkmalschutz hat zu 
gelten: Einmal Kulturgut, immer Kulturgut. 

ť� /P§VYRK�JEGLPMGLIV�>YWX§RHMKOIMX� Soll Traditionsschifffahrt 
tatsächlich langfristig erhalten werden, ist zu prüfen, ob dafür 
weiterhin allein die Verkehrspolitik zuständig sein kann. Die Fach-
expertise öffentlicher Einrichtungen und staatlicher Stellen bleibt 
bei der Statusentscheidung bisher außen vor. Dies betrifft insbe-
sondere Kulturbehörden und Historiker_innen für das historische 
Erscheinungsbild der Schiffe; Bildungsministerien der Länder, 
Jugendämter etc. für die Bildungs- und Betreiberkonzepte an 
Bord sowie Finanzämter bei der Beurteilung des ideellen Betriebs. 
Traditionsschifffahrt konsequent als schützenswertes Kulturgut 
zu behandeln, benötigt möglicherweise grundsätzliche politische 
Neuregelungen.

ť� )LVIREQXPMGLIW�)RKEKIQIRX��Solange der Staat den Erhalt der 
Traditionsschifffahrt in die Hände der Zivilgesellschaft legt, ist 
sicher zu stellen, dass dies im Rahmen gemeinnützigen ehren-
amtlichen Engagements auch leistbar bleibt.

ť� 5YEPMX§X�HIW�&IXIMPMKYRKWTVS^IWWIW��Eine zukunftsfähige Lösung 
der seit Jahren verfahrenen Situation wird nur erreichbar sein, 
wenn konsequent der Erhalt aller noch vorhandenen Traditions-
schiffe angestrebt wird. Für den Besitz und Betrieb eines Traditi-
onsschiffes müssen praktikable und attraktive Rahmenbedingun-
gen geschaffen werden, will man ernsthaft sicherstellen, dass die 
Schiffe auch von der kommenden Generation noch unterhalten 
und betrieben werden. Für die Qualität und Akzeptanz des Ergeb-
nisses ist die aktive Einbeziehung engagierter Eigner_innen und 
Betreiber_innen von Traditionsschiffen entscheidend.

ť� ,ERHIPR� Die politischen Richtungsvorgaben sind unmittelbar 
jetzt erforderlich, wenn nicht weitere Schiffe in intransparenten 
Auseinandersetzungen ohne klare Zukunftsperspektive verloren 
gehen sollen.
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